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Die Stadt Graz erhebt auf Grundlage bundes- und landesgesetzlicher Vorschriften gegenwärtig 

}.- die Abgabe für das Halten von Hunden (im Folgenden: Hundeabgabe) 

► die Lustbarkeitsabgabe für (unter anderem) Tanzveranstaltungen und Tanzbelustigun­

gen aller Art

Die Erhebung dieser Abgaben erfolgt auf Basis bloßer Ermächtigungen. Es besteht somit keine 

Pflicht für die Stadt Graz (den Gemeinderat) von diesen Ermächtigungen auch tatsächlich 

Gebrauch zu machen und entsprechende (Abgaben-)Verordnungen zu erlassen. 

Die Gemeindeabgaben sind nach den Ertragsanteilen die zweitwichtigste Einnahmequelle der 

Stadt {und fast aller Gemeinden). Das Grazer (Brutto-)Abgabenaufkommen betrug im Jahr 

2017 rund Euro 248 Mio. Für einen nachhaltigen Haushalt ist es daher grundsätzlich essentiell, 

die Dynamik der Gemeindeabgaben in jenem Ausmaß zu gewährleisten, welches langfristig 

auch auf der Ausgabenseite zum Tragen kommt. Die Indexierung von Abgaben und die 

Beseitigung von nicht mehr zeitgemäßen Ausnahmebestimmungen sind in diesem Zusam­

menhang wesentliche Eckpfeiler. 

Dies bedeutet aber nicht, dass Abgabenentlastungen oder Regelungsvereinfachungen, die 

(allenfalls auch) zu Abgabenrückgängen führen, in jedem Fall einer nachhaltigen Haushaltspo­

litik widersprechen; insbesondere dort, wo beispielswiese die Relation der mit der Abgaben­

verwaltung verbundenen direkten und indirekten Kosten zum Abgabenertrag unverhältnis­

mäßig ist oder Regelungen für die Bürgerinnen unverständlich sind, kann eine Bereinigung 

- auch wenn sie in Teilbereichen zu Mindererträgen führt - im Sinne der Standortpolitik und

Bürgerinnennähe aber auch der Erhöhung der Steuermoral in sonstigen Abgabenbereichen

zweckmäßig sein.

Auch die Abteilung 7 - Gemeinden, Wahlen und ländlicher Wegebau des Amtes der 

Steiermärkischen Landesregierung hat in einem an die steirischen Gemeinden gerichteten 
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